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Die schriftliche parlamentarische Anfrage der Abgeordneten 

zum Nationalrat wabl und Kollegen Nr.2674/J betreffend uner­

ledigte Empfehlungen des Rechnungshofes, beehre ich mich wie 

folgt zu beantworten: 

Von einer Verbundlichung des Land- und forstwirtschaftlichen 

Rechenzentrums (LFRZ) wurde bisher aus folgenden 

Gründen Abstand genommen: 

Unverhältnismäßig hoher mit einer Verbundlichung anfallen­

der finanzieller Aufwand, wie z.B. für Abfertigungen; 

Vertragsrechtliche Probleme, wie z.B. Eintritt des Bundes 

in bestehende Bestandesverträge; 

Relativ hohe Haftungsrisiken des Bundes bei Übernahme des 

LFRZ, wie z.B. bezüglich Vertragsauflösungen mit vereins­

externen Dauerauftraggebern oder umfangreiche budgetäre 

probleme; 
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Unklarheiten hinsichtlich der bei der Verbundlichung er­

forderlichen "Auffangsstellung" für den Betrieb LFRZ und 

der zukünftigen organisatorischen, strukturellen und fi­

nanziellen Konzeption eines verbundlichten LFRZ; 

Allenfalls daraus zu erwartende tiefgreifende Schwierig­

keiten bei der laufenden Abwicklung von umfangreichen EDV­

projekten des Bundesministeriums für Land- und Forstwirt­

schaft in personeller sowie soft- und hardwaretechnischer 

Hinsicht. 

Im Hinblick auf die gebotene Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßig­

keit und Sparsamkeit kann über die angeführten schwerwiegen­

den Umstände, die einer Eingliederung des LFRZ in die Bundes­

verwaltung entgegenstehen, nicht hinweggesehen werden. 

Zu der vom Rechnungshof weiters vorgeschlagenen Übertragung 

der Auszahlung der Bergbauernzuschüsse, Kälbermastprämien und 

Telefonanschlüsse an das Bundesrechenamt erlaube ich mir mit­

zuteilen, daß die Anregung des Rechnungshofes erneut mit dem 

Bundesminister für Finanzen sowie dem Rechnungshof ausführ­

lich beraten werden soll, um eine allseits befriedigende Lö­

sung zu erzielen. 

Der Bundesminister: 
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